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Die Zeichen stehen auf Wettrüsten. 
Politische Kräfte in der EU bereiten 
sich aktiv auf Kriegsszenarien vor 
und kennen dabei nur ein Mittel: 
mehr Waffen und starke Armeen, 
die den potenziellen Feind abschre-
cken sollen. Das spiegelt sich nicht 
nur in der martialischen Wortwahl 
wider – “Wiederbewaffnung Euro-
pas”, “Kriegsbereitschaft bis 2030” 
und “Kriegstüchtigkeit” – sondern 
auch ganz materiell in der Förderung 
von Rüstungsproduktion und einer 

vor wenigen Jahren noch unvorstell-
baren Erhöhung der Militärausga-
ben. Diese Entwicklung geht Hand 
in Hand mit einer radikalen Kür-
zungspolitik und Angriffen auf den 
Wohlfahrtsstaat sowie der Absage an 
ernsthafte Klimapolitik. 
  In dieser Recherche analysieren 
wir, wie Rüstungskonzerne und de-
ren Lobbyist*innen die Aufrüstung 
vorantreiben und zeigen Wege in 
Richtung einer sozialen und klimage-
rechten Friedenspolitik auf.

Rüstungskonzerne 
und der Profit mit Krieg
Analyse zum systematischen Einfluss der 
Rüstungsindustrie auf die europäische 
Verteidigungspolitik



Das EU-Lobbyregister zeigt deut-
lich, wie intensiv die Kontakte zwi-
schen EU-Politiker*innen und der 
Rüstungslobby sind. Unsere Analyse 
aktueller Daten 1 belegt, mit welcher 
Entschlossenheit und ökonomischer 
Macht die Rüstungsindustrie in den 
vergangenen Jahren vorgegangen 
ist. Nicht nur die Häufigkeit der Ge-
spräche mit der EU-Kommission und 
Parlamentarier*innen nahm massiv 
zu – auch personell wurde kräftig 
aufgestockt: Seit 2019 ist die Zahl 
der Lobbyist*innen großer Rüstungs-
konzerne in Brüssel stetig gestiegen, 
ebenso wie ihre Ausgaben für Lobby-
tätigkeiten. Die Ergebnisse dieser Be-
mühungen sind heute sichtbar: mil-
liardenschwere Aufrüstungspakete 
in ganz Europa und ein Wettrüsten, 
das vor allem einen Gewinner kennt, 
nämlich die Rüstungsindustrie und 
deren Aktionär*innen.

Ein unmittelbares Resultat aus diesen 
Lobby-Aktivitäten und der geopoliti-
schen Situation ist das umfassende 
EU-Aufrüstungsprogramm „ReArm 
Europe“ bzw. Readiness 2030. Er-
schreckend hoch ist die Summe von 
rund 800 Milliarden Euro, die durch 
das Programm in die Rüstungsindus-
trie gepumpt werden sollen. Besorg-
niserregend ist auch die Geschwin-
digkeit, mit der sich die EU auf 
mögliche militärische Konflikte vor-
bereitet. Dabei erhöht sie den Druck 
auf Mitgliedsstaaten – auch Nicht-
NATO-Mitglieder – ihre Verteidi-
gungsausgaben massiv zu erhöhen. 
  Das so entstandene Wettrüsten 
verläuft zunehmend abseits von de-
mokratischer Beteiligung. In man-
chen Fällen werden demokratische 
Verfahren sogar eingeschränkt oder 
abgebaut – begründet mit der an-
geblichen Notwendigkeit, die „eu-
ropäische Verteidigungsfähigkeit“  
schnellstmöglich zu stärken. 2 Doch 
wie viele dieser Prozesse stellen tat-
sächlich Sicherheit und nachhaltige 
Friedenspolitik in den Vordergrund?  
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Seit dem Jahr 2001 und vor allem seit 
2019 steigen die weltweiten Militär-
ausgaben kontinuierlich an. Dieses 
Wachstum wurde durch den russi-
schen Großangriff auf die Ukraine 
im Jahr 2022 noch beschleunigt. 
Laut dem Heidelberger Konfliktfor-
schungsinstitut wurden weltweit 
noch nie so viele Kriege und Konflik-
te registriert wie 2024. Gleichzeitig 
erreichten die weltweit getätigten 
Rüstungsausgaben ebenfalls einen 
Rekordwert von 2 714 Milliarden US-
Dollar. 3 Als Reaktion darauf über-
schlugen sich die Forderungen nach 
Aufrüstung und Kriegsbereitschaft. 
  2025 nahm die Dynamik erneut zu: 
Auf Grundlage vager Geheimdienst-
meldungen über einen möglichen 
russischen Angriff auf NATO-Staaten 
im Jahr 2029 war plötzlich von ei-
ner unausweichlichen militärischen 
Konfrontation die Rede. Als Antwort 
darauf läuteten Politiker*innen wie 
EU-Kommissionspräsidentin von der 
Leyen eine neue “Ära der Wieder-
bewaffnung” ein. Eine gefährliche 
Verengung des Diskurses, die kaum 
Raum für alternative Lösungen, Kon-
fliktprävention oder Deeskalation 
lässt.

Die enormen Investitionen in Waffen 
und Militär gehen einher mit drasti-
schen Kürzungen in der Sozial- und 
Klimapolitik. Die soziale Infrastruk-
tur wird geschwächt – in einer Zeit, 
in der viele Menschen bereits unter 
hoher Inflation und wachsendem fi-
nanziellen Druck leiden. Armut und 
Ungleichheit verschärfen sich da-
durch weiter. Diese Politik treiben 
vor allem konservative, sozialdemo-
kratische und grüne Kräfte voran, 
beziehungsweise tragen sie die Ent-
scheidungen mit. 
  Die Erfahrung der letzten Jahre 
zeigt: Jede Zuspitzung sozialer und 
ökologischer Krisen spielt der radi-
kalen Rechten in die Hände, die sich 
paradoxerweise als „Friedenspartei“ 
oder „Aufrüstungskritikerin“ insze-
nieren kann – obwohl sie selbst für 
eine militarisierte, autoritäre Ab-
schottungspolitik steht. Ihre radi-
kalsten Träume einer bewaffneten 
“Festung Europa“ (oder Österreich) 
werden nun erfüllt, ohne dass sie in 
den meisten Staaten selbst in der Re-
gierung sitzen. 

Der Zusammenhang zwischen neo-
liberaler Kürzungspolitik und dem 
Erstarken rechter, autoritärer Kräfte 
wurde immer wieder aufgezeigt und 
ist gegenwärtig so offensichtlich wie 
nie. Neben den Rechten zählt vor al-
lem die Rüstungsindustrie zu den 
Gewinnern dieser Entwicklung. Ihre 
Auftragsbücher füllen sich rasant, 
und das Geschäft mit Waffen und 
Kriegsgerät boomt.
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Millionen für Lobby-Arbeit und 
wöchentliche Treffen mit der 
EU-Kommission 

Recherchen von LobbyControl und 
der taz 4  haben bereits im vergan-
genen Jahr gezeigt, dass die euro-
päische Rüstungsindustrie eine um-
fassende Lobbykampagne betreibt, 
um – ähnlich wie die fossile Indust-
rie und die Atomindustrie – Zugang 
zu öffentlichen Investitionspaketen 
und Aufträgen zu erhalten. Zwischen 
2019 und 2024 fanden insgesamt 356 
Treffen zwischen Vertreter*innen 
der Rüstungsindustrie und der EU-
Kommission statt.
  Diese Entwicklung hat sich 2025 
weiter verstärkt. Unsere neueste 
Auswertung zeigt, dass allein im Jahr 
2025 (Stand Oktober) bereits 89 Tref-
fen zwischen der EU-Kommission 
und Rüstungslobbyist*innen regist-
riert wurden. 
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Aufgrund unterschiedlicher Kate-
gorisierungen im EU-Lobbyregister 
sind Vergleiche mit früheren Ana-
lysen nur bedingt möglich, aber die 
Ergebnisse zeigen ganz deutlich, dass 
2025 ein Rekordjahr hinsichtlich der 
Häufigkeit dieser Kontakte war. 
  Lobbyist*innen von Rheinmetall 
& Co. trafen sich in Summe mehr-
mals wöchentlich mit politischen 
Entscheidungsträger*innen der EU. 
Inhaltlich drehten sich die Gesprä-
che vor allem um Aufrüstung, geo-
politische Einschätzungen zu Krieg 
sowie die Ausgestaltung von „Rea-
diness 2030“ und „ReArm Europe“. 
Zum Vergleich: Wir konnten in der 
Datenbank lediglich 15 Treffen zum 
Thema Verteidigungs- und Rüstungs-
politik im selben Zeitraum finden, an 
denen Gewerkschaften, NGOs oder 
Wissenschafter*innen teilnahmen. 

Lobbytreffen mit der EU-Kommission
Thema Sicherheits- und Verteidigungspolitik

86 %

14 %

Rüstungslobby

Wissenschaft, NGOs, 
Gewerkschaften

Quelle: EU-Transparenzregister & LobbyFacts.eu, eigene Darstellung



Nicht nur in der EU-Kommission 
waren die Lobbyist*innen der Rüs-
tungsindustrie umtriebig. Die Rüs-
tungsbranche intensivierte ihre 
Lobbyarbeit auch im Europäischen 
Parlament deutlich. 
  Laut Daten von Transparency In-
ternational 5 wurden zwischen Juni 
2024 und Juni 2025 insgesamt 197 
Treffen zwischen Lobbyist*innen 
(aus Beratungsfirmen, Verbänden 
und Rüstungsunternehmen) und 
Abgeordneten organisiert — im Ver-
gleich zu nur 78 Treffen in den fünf 
(!) Jahren zuvor.

  Auch finanziell baut die Branche 
ihren Einfluss weiter aus. Unsere Re-
cherchen im EU-Transparenzregister 
zeigen, dass die zehn Unternehmen 
mit den höchsten Lobbyausgaben 
2024 insgesamt mehr als sieben 
Millionen Euro in ihre Interessen-
vertretung investierten – ein konti-
nuierlicher Anstieg gegenüber den 
Vorjahren.
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Ausgaben für Lobbytätigkeiten Top 10

Quelle: Daten aus dem EU-Transparenzregister, eigene Darstellung
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Unternehmen wie Rheinmetall und 
Leonardo S.p.A. halten ihre Lobby-
budgets auf konstant hohem Niveau, 
während andere Unternehmen wie 
Airbus ihre Ausgaben sogar noch 
deutlich erhöht haben. Dies spiegelt 
sich in ihrer wachsenden Präsenz 
in Brüssel und ihrer Beteiligung an 
zentralen Gesprächen über die eu-
ropäische Rüstungspolitik wider. Sie 
profitieren davon unmittelbar: Airbus 
kündigte kürzlich eine Verdopplung 
der Produktion des Kampfjets Eu-
rofighter an. Rheinmetall baut seine 
Produktion und Geschäftsfelder mas-
siv aus, errichtet neue Produktions-
stätten und macht Rekordgewinne. 
Auch die Produktionsstandorte des 
deutschen Rüstungsriesen in Öster-
reich boomen.

Bereits zwischen 2022 und 2023 
hatten die größten europäischen 
Rüstungsunternehmen ihre Lobby-
budgets auf EU-Ebene um rund 40 
Prozent erhöht. Viele Firmen stellten 
zusätzliches Personal ein, um ihre In-
teressen enger an den europäischen 
Institutionen zu platzieren. 
  Laut Politico 6 hat sich die Zahl 
der registrierten Lobbyist*innen 
großer Rüstungskonzerne seit 2022 
vervielfacht; beim französischen 
Unternehmen Thales wuchs das 
Team beispielsweise von 4 auf 10 
Mitarbeiter*innen.

Mit dieser massiven Ausweitung von 
Ressourcen und direktem Zugang 
zur Politik steigt die Gefahr, dass si-
cherheitspolitische Entscheidungen 
zunehmend nach wirtschaftlichen 
und industriepolitischen Interessen 
statt nach demokratisch legitimier-
ten Sicherheitsstrategien getroffen 
werden. Nicht nur Transparenz und 
demokratische Kontrolle leiden da-
runter, sondern wir laufen Gefahr, 
dass eine wirtschaftspolitische Ab-
hängigkeit von Waffenproduktion 
geschaffen wird, die den Rüstungs-
betrieben langfristig Gewinne sichert 
und immer mehr Waffen in Kriegsge-
biete liefert.

Lobbyarbeit zahlt sich aus: 
Subventionen und Deregulie-
rung für die Kriegsindustrie

Das Programm ReArm Europe steht 
stellvertretend für die Entwicklungen 
in der EU-Sicherheitspolitik. Neue 
milliardenschwere Aufrüstungs-
programme werden zunehmend 
ohne parlamentarische Kontrolle 
beschlossen. Dazu wurde der Not-
fallartikel §122 aktiviert, der es dem 
Europäischen Rat ermöglicht, Ent-
scheidungen zu treffen ohne das Eu-
ropäische Parlament einzubeziehen.
  Im Zentrum stehen Maßnahmen 
wie Security Action for Europe 
(SAFE), der European Defence Fund 
(EDF), das Act in Support of Ammu-
nition Production (ASAP) sowie das 
European Defence Industry Pro-
gramme (EDIP). 
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Diese Programme wachsen rasant 
– schneller, als Transparenz- und 
Kontrollmechanismen oder der öf-
fentliche Diskurs nachkommen. Die 
Rüstungsindustrie nutzt diesen Pro-
zess gezielt, um Fördermittel, Verga-
beregeln und Beschaffungsziele im 
Sinne eigener wirtschaftlicher Inter-
essen zu gestalten. Gleichzeitig bleibt 
mangels verpflichtender Offenlegung 
vielfach unklar, welche Unterneh-
men auf welcher Grundlage öffentli-
che Gelder erhalten.

Recherchen von LobbyControl 7 zei-
gen, dass Formulierungen der Euro-
päischen Industriestrategie für den 
Verteidigungsbereich (EDIS) teilwei-
se nahezu wörtlich mit Positionen 
des Bundesverbands der Deutschen 
Sicherheits- und Verteidigungsin-
dustrie (BDSV) übereinstimmen. 
Auch wenn zeitliche Abläufe keinen 
direkten „Abschreibvorgang“ nahele-
gen, deutet die Übereinstimmung auf 
einen einseitigen Lobbyeinfluss hin.

Die Auswirkungen sind enorm: Durch 
Deregulierung und neue Finanzie-
rungsinstrumente sollen über 800 
Milliarden Euro an Rüstungsinvesti-
tionen mobilisiert werden. Wie die-
se Deregulierung konkret aussieht, 
verdeutlicht der aktuelle sogenannte 
“Defence Omnibus” – ein Maßnah-
menpaket, das schnell Kapital in die 
Rüstungsindustrie lenken soll. 

Ein besonders kritischer Punkt be-
trifft Umwelt- und Chemikalienre-
gulierungen: Unter Verweis auf si-
cherheitspolitische Interessen sollen 
Rüstungsunternehmen von beste-
henden Umweltstandards ausgenom-
men werden, um Waffen schneller 
produzieren zu können. Dieser mas-
sive Abbau sozialer und ökologischer 
Schutzstandards zugunsten großer 
Konzerne, der schnell und radikal vo-
rangetrieben wird, ist beispiellos.

Aktienkurse explodieren – Rüs-
tung bald “nachhaltig” in der 
EU-Taxonomie

Auch auf den Finanzmärkten boomt 
die Branche. Rüstungsaktien erzie-
len hohe Renditen, und immer mehr 
Fonds verabschieden sich von Nach-
haltigkeitskriterien, um Rüstungsfir-
men aufzunehmen. Die EU strebt zu-
dem an, Teile der Rüstungsindustrie 
in ihrer Taxonomie als „nachhaltig“ 
zu klassifizieren. Bislang konnte das 
noch verhindert werden, doch der 
Umgang mit Atom- und Gasenergie 
zeigt, dass solche Einstufungen poli-
tisch durchsetzbar sind. Zahlreiche 
Banken und Fonds haben Rüstungs-
unternehmen bereits jetzt in soge-
nannte „nachhaltige“ Finanzproduk-
te aufgenommen – mit dem Ergebnis, 
dass noch schneller Kapital in die 
Branche fließt.
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Die Auswirkungen sind deutlich 
sichtbar: Die Auftragsbücher sind 
voll und die Aktienkurse der gro-
ßen Rüstungskonzerne haben sich 
vervielfacht. So stieg der Kurs der 
Rheinmetall-Aktie von rund 82 Euro 
Ende 2021 auf etwa 1 750 Euro im 
Herbst 2025 – ein Wertzuwachs um 
das 21-Fache. 

Während Aktionär*innen profitie-
ren, tragen Menschen in Kriegs- und 
Konfliktregionen die tödlichen Kon-
sequenzen. Keine Branche steht in 
einer so direkten Verbindung mit 
dem Töten von Menschen wie die 
Rüstungsindustrie. Sind Waffen ein-
mal produziert, landen sie schnell in 
Kriegs- und Krisengebieten und häu-
fig bei ganz anderen Akteuren als den 
ursprünglich vorgesehenen. 
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Quelle: boerse.de, eigene Darstellung

Recherchen zeigen beispielsweise, 
wie der österreichische Waffenher-
steller Steyr noch bis 2022 Waffen 
nach Russland lieferte, die vom russi-
schen Militär in der Ukraine verwen-
det werden. 8

Rheinmetall Aktienkurs von 2021 bis heute (in €)
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Durch frühe Einbindung in politische 
Entscheidungsprozesse kann die In-
dustrie maßgeblich beeinflussen, wel-
che Technologien gefördert, welche 
Beschaffungsziele gesetzt und wel-
che sicherheitspolitischen Strategien 
verfolgt werden. Gleichzeitig umgeht 
die Branche EU-Transparenzstan-
dards, indem sie nationale Regierun-
gen und Expert*innengremien nutzt 
– besonders dort, wo Lobbyregeln 
schwächer sind.
    Zivilgesellschaft, Friedensforschung 
und Parlamente verfügen bei weitem 
nicht über vergleichbare Ressourcen. 
Diese ungleiche Machtverteilung 
verschiebt politische Debatten und 
Entscheidungsprozesse. Wenn wirt-
schaftliche Interessen gegenüber de-
mokratischen und gemeinwohlorien-
tierten Prinzipien überwiegen, droht 
der schleichende Verlust demokrati-
scher Kontrolle – und Militarisierung 
wird zur neuen politischen Norm.

Demokratische Kontrolle und 
Alternativen zur Aufrüstung

Die aktuelle Aufrüstungsdynamik 
in Europa macht deutlich, wie stark 
sicherheitspolitische Entscheidun-
gen von privatwirtschaftlichen In-
teressen beeinflusst werden. Rüs-
tungsunternehmen profitieren in 
erheblichem Maße von politischen 
Weichenstellungen und gewinnen 
zunehmend Einfluss auf den sicher-
heitspolitischen Diskurs. Dadurch 
entsteht eine Politik, die Aufrüstung 
als Normalzustand verankert und 
friedenspolitische Ansätze in den 
Hintergrund drängt.

Sicherheit darf jedoch keinesfalls 
nach den Maßstäben der Rüstungsin-
dustrie definiert werden. Wer an Auf-
rüstung verdient, darf nicht gleich-
zeitig die Richtung der europäischen 
Sicherheitspolitik vorgeben. Statt 
Milliarden in Panzer, Drohnen und 
neue Waffenprogramme zu investie-
ren, sollten Mittel in soziale Sicher-
heit, Klimagerechtigkeit und interna-
tionale Friedensarbeit fließen. Eine 
zukunftsfähige Sicherheitspolitik 
muss daher den Fokus weg von mili-
tärischer Abschreckung auf Frieden, 
Nachhaltigkeit und gesellschaftliche 
Resilienz verlagern.

Auch über konkrete Strategien zur 
Förderung, Gestaltung und Sicherung 
von Frieden besteht nach wie vor er-
heblicher Wissens- und Handlungs-
bedarf. Klar ist: Ohne Frieden können 
die globalen Klimaziele nicht erreicht 
werden – und ohne die Bewältigung 
der Klimakrise wird langfristig auch 
kein stabiler Frieden möglich sein. 
Militärische Bündnisse und Armeen, 
ob NATO, EU oder andere, können 
die tiefgreifenden sozialen, ökologi-
schen und wirtschaftlichen Verwer-
fungen, die der Klimawandel mit sich 
bringt, nicht aufhalten.

Im Gegenteil: Jeder Euro, der in mi-
litärische Aufrüstung fließt – derzeit 
weltweit über 2,7 Billionen US-Dollar 
jährlich (Tendenz steigend) – fehlt 
für den Kampf gegen die Klimakrise, 
gegen soziale Ungleichheiten, Hun-
ger, Armut und für die notwendige 
sozial-ökologische Transformation.
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 Schlimmer noch: Jeder Euro mehr, 
der in das Militär investiert wird, 
schwächt nachweislich das Gemein-
wohl. 9 Im schlimmsten Fall befeuern 
die neuen Waffen Kriege, die unfass-
bare Zerstörung, Tod, Leid und Hun-
ger mit sich bringen. 
  Demgegenüber stehen Investi-
tionen in Gesundheit und Bildung, 
die der Gesellschaft nachhaltig zu-
gutekommen. Ein neuer Sicher-
heitsbericht der UN 10 macht diese 
Verbindung sehr deutlich und stellt 
Berechnungen für globale Verhält-
nisse an. Die Autor*innen zeigen un-
ter anderem, dass ein Prozent mehr 
Militärausgaben mit einer fast gleich 

hohen Senkung der öffentlichen Ge-
sundheitsausgaben verbunden ist. 
Weiter stellen sie fest, dass eine Mil-
liarde Dollar, investiert in das Militär, 
zwar im Durchschnitt 11 200 Arbeits-
plätze schaffen könne - jedoch diesel-
be Summe in Bildung invesiert etwa 
26 700 Arbeitsplätze generiere.

Wir brauchen jetzt eine starke, soli-
darische, feministische und interna-
tionalistische Bewegung, die soziale 
Gerechtigkeit, Friedenspolitik und 
ökologische Verantwortung ins Zen-
trum stellt und dem politischen Kurs 
der Militarisierung etwas entgegen-
setzt.

Wir fordern:

►Veto gegen “ReArm Europe”-Programme in der EU sowie Nein zum 
2-Prozent-Ziel und Aufbauplan 2032+ für Österreich

Wir fordern, dass Österreich sich nicht an den ReArm Europe-Initiativen be-
teiligt, sich aus den laufenden Programmen zurückzieht und dort, wo möglich, 
ein Veto einlegt. Auf EU-Ebene müssen der Defence Readiness Omnibus so-
wie weitere Deregulierungsmaßnahmen – einschließlich der Einstufung von 
Rüstungsinvestitionen als nachhaltig im Rahmen der EU-Taxonomie – konse-
quent verhindert werden. Statt einer Ausweitung der Verteidigungsausgaben 
setzen wir uns für eine Rücknahme der aktuellen Aufrüstungspläne ein. 
  Österreich soll das 2-Prozent-Ziel des BIP bis 2032 klar ablehnen und Ver-
teidigungsausgaben auf ein notwendiges Minimum begrenzen, um finanzi-
elle Ressourcen für soziale Sicherheit, Klimaschutz und Friedensförderung 
freizuhalten.

►Investitionen in menschliche Sicherheit, soziale Infrastruktur und 
Klimagerechtigkeit

Statt weiterhin Milliarden in militärische Aufrüstung zu stecken, müssen öf-
fentliche Mittel gezielt in die nachhaltige Sicherheit von Menschen und Um-
welt investiert werden.  						                     →
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►Aktive Neutralität und Abrüstungsverträge als Friedensstrategie

Aktive Neutralitäts- und Friedenspolitik muss sich für die Opfer von Krieg 
und Gewalt, die Beendigung von Kriegen, für Diplomatie sowie internationa-
le Abrüstungs- und Rüstungsbegrenzungs-Abkommen einsetzen. Österreich 
hat sich in der Vergangenheit erfolgreich für Abrüstungsabkommen stark ge-
macht (z. B. Verbot von Landminen, Streumunition und Atomwaffen). 
  Echte Friedenspolitik muss diesen Weg einschlagen und sich weiter für 
ein Verbot von vom Völkerrecht geächteten Waffen einsetzen und eine in-
ternationale Abrüstung anstoßen: durch die Stärkung und Demokratisierung 
internationaler Institutionen wie UN und OSZE, durch den Ausbau von Fä-
higkeiten zur zivilen und gewaltfreien Konfliktlösung und -prävention sowie 
durch Maßnahmen der Friedensbildung und Forschung im Bereich ziviler 
Interessen und Gemeingüter. 11 

Das bedeutet: gesellschaftliche Resilienz stärken, zivile Friedensarbeit aus-
bauen und Strukturen fördern, die Konflikte verhindern statt verschärfen. 
  Wir fordern daher, dass finanzielle Ressourcen prioritär in Menschen-
rechtsarbeit, den Schutz der Demokratie, Familien, hochwertige Bildungs- 
und Gesundheitsangebote, Umweltschutz und Klimagerechtigkeit, Ge-
schlechtergerechtigkeit sowie internationale Zusammenarbeit fließen. Nur 
durch solche Investitionen entsteht echte, langfristige Sicherheit – auch für 
jene, die bereits heute vor Kriegen fliehen oder sich dem Militär verweigern. 
Diese Mittel können insbesondere durch gerechte Besteuerung und eine kon-
sequente Umverteilung bereitgestellt werden.

►Rüstungsindustrie demokratisch umbauen

Solange mit der Produktion von Waffen und Kriegsgütern Profite erwirt-
schaftet werden können, haben Rüstungsindustrie, Finanzinstitute und 
Aktionär*innen natürlich großes Interesse an der Ausweitung von Kriegen 
und Aufrüstung. Möchten wir den Einfluss und die Macht der Rüstungskon-
zerne brechen, braucht es einen Umbau. Ähnlich den Forderungen nach einer 
Vergesellschaftung der Energieversorger, ist die kritische Demokratisierung 
der Rüstungskonzerne ein möglicher Weg in eine friedliche Zukunft. 
  Damit würde man sie der Profitlogik entziehen und demokratische Kon-
trolle über ihre Aktivitäten gewinnen. Wenn wir uns als Gesellschaft darauf 
einigen, dass Waffenproduktion und -exporte Leid und Zerstörung verur-
sachen, können wir den Umbau der Branche hin zur Produktion von gesell-
schaftlich nützlichen Dingen beginnen. 
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